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25. f ordert  die Vertragsstaaten nachdrücklich auf , ihren Verpflichtungen aus dem Übereinkommen
uneingeschränkt nachzukommen und die Abschließenden Bemerkungen und Allgemeinen Empfehlungen
des Ausschusses für die Beseitigung der Rassendiskriminierung zu berücksichtigen;

26. bekräft igt ihre Überzeugung , dass es für eine wirksame Bekämpfung von Rassismus, Rassendis-
kriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und für die Einhaltung der in
der Erklärung und dem Aktionsprogramm von Durban eingegangenen Verpflichtungen erforderlich ist, dass
die Ratifikation des Übereinkommens beziehungsweise der Beitritt dazu weltweit erfolgt und dass seine Be-
stimmungen umgesetzt werden, und bekundet ihre Enttäuschung darüber, dass die für 2005 angestrebte uni-
verselle Ratifikation des Übereinkommens nicht erreicht wurde;

27. f ordert  die Staaten nachdrücklich auf , den Umfang der Vorbehalte, die sie zu dem Übereinkom-
men anbringen, zu begrenzen und Vorbehalte so genau und eng wie möglich zu formulieren, um sicherzustel-
len, dass kein Vorbehalt mit Ziel und Zweck des Übereinkommens unvereinbar ist, ihre Vorbehalte im Hin-
blick auf deren Rücknahme regelmäßig zu überprüfen 
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den Umstand begrüßend , dass die unter kolonialer, fremder oder ausländischer Besetzung stehenden
Völker in zunehmendem Maß das Selbstbestimmungsrecht ausüben und sich zu souveränen und unabhängi-
gen Staaten entwickeln,

zutiefst besorgt  darüber, dass es nach wie vor zu fremder militärischer Intervention und Besetzung oder
zur Androhung solcher Handlungen kommt, wodurch das Selbstbestimmungsrecht von Völkern und Natio-
nen unterdrückt zu werden droht oder bereits unterdrückt worden ist,

m i t dem Ausdruck großer Besorgnis  darüber, dass als Folge des weiteren Vorkommens solcher Hand-
lungen Millionen von Menschen als Flüchtlinge und Vertriebene heimatlos geworden sind und heimatlos
werden, und nachdrücklich darauf hinweisend, dass dringend konzertierte internationale Maßnahmen zur Er-
leichterung ihrer Lage erforderlich sind,

unter Hinweis  auf die von der Menschenrechtskommission auf ihrer einundsechzigsten Tagung275 und
vorangegangenen Tagungen verabschiedeten einschlägigen Resolutionen betreffend die Verletzung des
Selbstbestimmungsrechts der Völker und anderer Menschenrechte infolge fremder militärischer Interven-
tion, Aggression und Besetzung,

in Bekräftigung  ihrer früheren Resolutionen über die universale Verwirklichung des Selbstbestim-
mungsrechts der Völker, namentlich der Resolution 66/145 vom 19. Dezember 2011,

s owie in Bekräftigung  ihrer Resolution 55/2 vom 8. September 2000 mit der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen und unter Hinweis auf ihre Resolution 60/1 vom 16. September 2005 mit dem Ergebnis
des Weltgipfels 2005, in denen unter anderem das Selbstbestimmungsrecht der unter kolonialer Herrschaft
und ausländischer Besetzung stehenden Völker bekräftigt wurde,

Kenntnis nehmend  von dem Bericht des Generalsekretärs über das Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker276,

1. erklärt erneut , dass die universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts aller Völker, ein-
schließlich derjenigen, die unter kolonialer, fremder und ausländischer Herrschaft stehen, eine Grundvoraus-
setzung für die tatsächliche Gewährleistung und Einhaltung der Menschenrechte und für die Wahrung und
Förderung dieser Rechte darstellt;




